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            9Einleitung Das Erbe der Gewalt und der historisch gewachsene Zusammenhang von Menschenrechten
               und Menschenwürde
            

         

         Noch zu Beginn dieses neuen Jahrtausends sind sich zahllose Kommentatorinnen und Kommentatoren
            der politischen Weltlage auf geradezu euphorische Weise einig gewesen: Das »Zeitalter
            der Menschenrechte« sei angebrochen.[1]  Mit der Öffnung des »Eisernen Vorhangs« und dem Fall der Berliner Mauer im Jahr 1989
            schien der vorläufige Höhepunkt einer historischen und politischen Erfolgsgeschichte
            erreicht, die mit den bürgerlichen Revolutionen des 18.Jahrhunderts in Nordamerika und Frankreich begonnen und dann spätestens mit Gründung
            der Vereinten Nationen im Jahr 1945 auch international an Fahrt aufgenommen hatte.
            Der Siegeszug »universeller« Rechte auf ein menschenwürdiges Leben wirkte nunmehr
            unaufhaltsam. Keine Regierung dieser Welt würde sich zukünftig noch ausdrücklich gegen
            die Würde und die Rechte »des« Menschen positionieren können, ohne sich damit zugleich
            selbst aus dem Kreis der international ernst zu nehmenden Akteure zu verabschieden.
            Endlich sollte sich die einst schon von Immanuel Kant gehegte Hoffnung bewahrheiten,
            »daß die Rechtsverletzung an einem Platz der Erde an allen gefühlt wird«, sodass »die
            Idee eines Weltbürgerrechts keine phantastische und überspannte Vorstellungsart« mehr
            sei, sondern »notwendige Ergänzung des ungeschriebenen Codex« des Staats- und Völkerrechts
            »zum öffentlichen Menschenrechte überhaupt«.[2]  Oder zeitgemäßer formuliert: Der politisch revolutionäre Anspruch der auf die Würde
            des Menschen gründenden Menschenrechte, weltweite Barrikaden gegen die Gefahren staatlicher
            Willkürgewalt zu errichten, wirkte nicht länger illusorisch. Im Zuge einer verheißungsvollen
            Fusion philo10sophischer Utopien, politischer Gründungsakte und völkerrechtlicher Überwachungsmechanismen
            sah man die Menschenrechte zur »schlechthin grundlegenden und weltweit gültigen politischen
            Idee«[3]  avancieren.
         

         Doch in nur wenigen Jahren ist diese Euphorie fast vollständig verflogen. Heute ist
            nicht nur die ernüchternde Feststellung zu machen, dass sich der Prozess einer wahrhaft
            globalen Verwirklichung der Menschenrechte länger als erhofft »hinzieht«. Vielmehr
            sind die Menschenrechte längst auch wieder realpolitisch unter massiven Druck geraten.
            Politische Verunsicherungen in der Folge des 11.September 2001, die Misserfolge militärischer Interventionen im Namen der Terrorismusbekämpfung
            und des nation building, die desaströse Lage in Syrien oder Afghanistan, die überwiegend gescheiterten Revolutionen
            des »arabischen Frühlings«, dramatische Krisen der kapitalistischen Weltwirtschaft,
            die sich stetig verschärfende Klimakrise, politische Polarisierungen in der Folge
            der sogenannten Flüchtlingskrise von 2015, das Wiedererstarken autoritärer Kräfte
            selbst in manchen »Mutterländern« der Demokratie, bedrohliche Tendenzen einer protektionistischen
            Renationalisierung und nicht zuletzt auch teilweise heftig umstrittene Freiheitsbeschränkungen
            im globalen Kampf gegen die Corona-Pandemie: Ereignisse und Entwicklungen wie diese
            haben in vergleichsweise rasantem Tempo dazu geführt, dass mit der zuvor beinahe konkurrenzlos
            anmutenden Idee demokratisch legitimierter Rechtsstaatlichkeit – parlamentarisch organisiert
            und international eingebunden – zugleich auch das mit dieser modernen Ordnungsvorstellung
            eng verknüpfte Anliegen egalitärer Grund- und Menschenrechte in Misskredit geraten
            ist. Und selbst die für die Menschenrechte so zentrale und lange Zeit feierlich als
            ihr »oberster Wert« fungierende Idee der Menschenwürde ist derzeit immer häufiger
            dem Verdacht ausgesetzt, lediglich ein Ausdruck politischer Irrationalität und »Heuchelei«
            zu sein.[4] 

         Dieser weltpolitische »Backlash« im Hinblick auf das nach 1945 begonnene Projekt einer
            globalen Verwirklichung von Menschenrechten und Menschenwürde wirkt nicht selten verstörend,
            ekla11tant und auch bedrohlich.[5]  Und es ist befremdlich, dass dieser Backlash inzwischen auch große Teile des akademischen
            Fachdiskurses ergriffen, ja regelrecht desillusioniert hat.[6]  Ob aus völkerrechtlicher oder politikwissenschaftlicher Sicht, ob aus historischer,
            kulturwissenschaftlicher oder postkolonialer Perspektive, ob aus den Reihen der Gender Studies, der Diversity Studies oder der Black Studies: Immer häufiger weicht heute das – ursprünglich fraglos berechtigte – Anliegen einer
            kritischen Selbstreflexion menschenrechtlicher Theoriebildung dem polemischen, hämischen
            oder gar verächtlichen Abgesang. Wahlweise werden die Menschenrechte dann als eine
            sich in ihrer »Endphase« befindliche »Kirche« verspottet, als idealistische »letzte
            Utopie« belächelt, der Komplizenschaft mit dem »Neoliberalismus« bezichtigt, als patriarchale
            Rhetorik zur »Essentialisierung« weiblicher Untertänigkeit gebrandmarkt, als scheinheilige
            imperiale »Ideologie« zur Festschreibung kolonialen Unrechts dekonstruiert oder aber
            auf ihren realpolitischen »Missbrauch« im Rahmen geopolitischer Interventionen reduziert.[7] 

         Aus dieser durchaus beunruhigenden Entwicklung ist einmal mehr zu lernen, was bei
            genauerem Hinsehen auch schon vorher zu erkennen gewesen wäre: Der politisch revolutionär
            anmutende Zusammenhang von Menschenrechten und Menschenwürde ist keineswegs das Ergebnis
            eines historisch linearen, unumkehrbaren und damit gesicherten »Lernprozesses«.[8]  Die politischen Leitideen 12der Menschenrechte und der Menschenwürde sind der Welt nicht einfach fraglos vorgegeben.
            Vielmehr müssen sie stets aufs Neue gegen staatliche Willkürherrschaft, autoritäre
            Abwehr und bisweilen eben auch gegen akademisch-intellektuelle Nekrologe verteidigt
            und hochgehalten werden – nur dann kommt diesen Ideen auch weiterhin politische Realität
            zu. Die betreffenden Widerstände mögen zeitweise schwächer wirken, mal wieder stärker
            oder hartnäckig werden und gelegentlich sogar überhandnehmen. Der historische und
            politische Kampf um diese Ideen unterliegt schwankenden Konjunkturen und kann damit
            stets auch als eine Art »Gegenwiderstand« gedeutet werden: als ein Widerstand gegen den Widerstand autoritärer Politik und reaktionärer Denkweisen. Es geht dabei um ein periodisches
            Aufbäumen gegenüber politischen Anfeindungen und repressiver Willkür, und zwar in
            der Gestalt von öffentlicher Kritik, politischem Protest, sozialen Bewegungen, handfester
            Rebellion oder sogar offener Gewalt. Und genau dieser Gegenwiderstand hätte sich besonders
            auch dann zu zeigen – sowohl politisch als auch intellektuell und innerakademisch
            –, wenn sich das vielzitierte Rad der Geschichte in menschenrechtlicher Hinsicht wieder
            einmal zurückzudrehen droht.
         

         Dabei wäre die folgende kritische Einsicht von enormer Bedeutung: Die vormals allzu
            feierlich und gewiss vorgetragene Rede von einem »Siegeszug« der Menschenrechte ist
            bereits deshalb problematisch, weil damit eine historisch eher bestürzende Einsicht
            in den Hintergrund zu rücken droht. Die revolutionären Ideen, politischen Deklarationen
            und internationalen Konventionen, die sich dem Zusammenhang von Menschenrechten und
            Menschenwürde widmen, »verdanken« sich zumeist sehr konkreten Erfahrungen eklatanten
            Unrechts, massiver Gewalt, politischer Willkür, staatlichem Terror oder auch verheerenden
            Kriegen. Exemplarisch schlägt sich dies in dem bis heute weltpolitisch symbolträchtigsten
            aller menschenrechtlichen Dokumente nieder: in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte von 1948. Gleich zu Beginn, in ihrer Präambel, erinnert diese Erklärung daran, dass
            »die Nichtanerkennung und Verachtung der Menschenrechte zu Akten der Barbarei geführt
            haben, die das Gewissen der Menschheit mit Empörung erfüllen«. Kaum vorstellbar, dass
            sich die kurz zuvor noch kriegerisch »geteilte« und erst drei Jahre zuvor im Rahmen
            der Vereinten Nationen »geeinte« Menschheit zu einem völkerrechtlich konzer13tierten Menschenrechtsschutz entschlossen hätte, wenn nicht von den globalen Katastrophen
            der beiden Weltkriege, der atomaren Vernichtung und den totalitären Barbareien die
            weltweit vernehmbare Botschaft ausgegangen wäre, dass sich unmenschliches Unheil dieser
            Art »nie mehr« wiederholen dürfe.[9] 

         Es ist Ausdruck eines völkerrechtlich revolutionären, aber keineswegs unwiderruflichen
            Fortschritts, dass die Vereinten Nationen unmittelbar nach dem Zweiten Weltkrieg damit
            begonnen haben, einen Katalog von Menschenrechtsvereinbarungen anzulegen, der neben
            der ursprünglichen Allgemeinen Erklärung von 1948 derzeit noch mindestens 18 weitere wichtige Übereinkommen und flankierende
            Zusatzprotokolle umfasst.[10]  In welches dieser Dokumente man auch immer hineinsieht: Fast immer ist dort wie selbstverständlich
            und oftmals gleich zu Beginn von einer dem Menschen als Menschen »innewohnenden Würde«
            die Rede, aus deren Anerkennung sich dann unmittelbar auch die entsprechenden Menschenrechte
            zu ergeben scheinen. Oder wie es bereits – für viele der späteren Übereinkommen wegweisend
            – in Artikel 1 jener Allgemeinen Erklärung heißt: »Alle Menschen sind frei und gleich an Würde und Rechten geboren.« Demnach
            scheint – zumindest im Rahmen des menschenrechtlich einschlägigen Völkerrechts nach
            1945 – vollends unstrittig zu sein, dass die beiden Ideen der Menschenrechte und der
            Menschenwürde »zwei Seiten derselben Medaille« sind: Wer sich auf die Menschenrechte
            beruft, wird dies immer auch im Namen der Menschenwürde tun. Und wer die Menschenwürde
            propagiert, muss zugleich notwendig staatliche Pflichten zur Gewährleistung konkreter
            Menschenrechte proklamieren.[11] 

         Doch so geläufig diese begrifflich enge Verknüpfung von Menschenrechten und Menschenwürde
            aus heutiger Sicht wirken mag – zumal diese Verknüpfung im deutschen Kontext ja auch aus Artikel 1
            des ebenfalls kurz nach dem Zweiten Weltkrieg entstandenen Grundgesetzes bekannt ist[12]  –, fast immer wird der ideengeschicht14liche und rechtshistorische Umstand übersehen, dass ebendieser begriffliche Zusammenhang
            vor 1945 kaum einmal hergestellt worden ist und damit als vergleichsweise »neu« zu gelten
            hat. Selbstredend besitzen beide Begriffe – Menschenwürde und Menschenrechte – jeweils
            schon eine gewisse philosophische Tradition; sie sind auch vor 1945 bereits philosophisch
            gängig. Aber neu ist ihre systematische Verknüpfung im Rahmen eines wechselseitigen
            Rechtfertigungszusammenhangs. Wenn zuvor und damit vor dem Zweiten Weltkrieg und den
            totalitären Verbrechen von einer »Würde des Menschen« die Rede war, so hatten sich
            daraus gelegentlich zwar moralische Pflichten gegenüber all jenen Menschen ergeben, die im Besitz dieser Würde waren.
            Doch positiv gesatzte »Rechte«, zumal aller Menschen, folgten daraus keineswegs.[13]  Und schon gar nicht: subjektiv einklagbare Ansprüche gegenüber den jeweils im Nationalstaat
            Herrschenden sowie gegenüber der internationalen Staatenwelt. Auf der anderen Seite
            ist festzustellen: Wenn vor 1945 explizit auf den Begriff »Menschenrechte« rekurriert
            wurde, etwa in den revolutionären Verfassungsentwürfen des 18.Jahrhunderts, die heute als die ersten »echten« Menschenrechtserklärungen gelten,
            so gründete man diese Rechte zwar auf ein typisch menschliches Interesse an »Freiheit«
            und »Gleichheit«.[14]  Doch einen expliziten Bezug auf die Menschenwürde sucht man in diesen historischen
            Dokumenten ebenso vergeblich wie etwaige Hinweise auf spezifisch völkerrechtliche
            und damit nicht länger bloß nationale Garantien menschenwürdigen Lebens.[15] 

         Es ist ebendiese These von einem revolutionär neuen Begriffszusammenhang, die für
            das vorliegende Buch aus ideengeschichtlicher Perspektive[16]  leitend sein soll und an die es angesichts der 15aktuellen Rückschläge innerhalb der Menschenrechtsentwicklung auf philosophisch grundlegende
            Weise zu erinnern gilt: Der historisch gewaltsam gewachsene Zusammenhang von Menschenrechten
            und Menschenwürde ist ein wertvolles und zerbrechliches Erbe, das es zu beschützen
            gilt. Erst nach dem Zweiten Weltkrieg und den totalitären Barbareien werden beide
            Ideen so »amalgamiert«, dass sich erstmals auch am Horizont des Völkerrechts ein kombiniertes
            Rechtsideal von visionärer und revolutionärer Kraft abzeichnet: Die Menschenrechte sollen allen
            Menschen weltweit ein mindestens menschenwürdiges Leben ermöglichen. Und wie in der
            vorliegenden Einleitung zu diesem Buch zunächst noch etwas genauer gezeigt werden
            soll, ergibt sich aus der historischen und ideengeschichtlichen Quellenlage die Einsicht,
            dass erst mit dieser – bis dato gerade nicht vertrauten – Verknüpfung beider Begriffe
            jene »stille Revolution des Völkerrechts«[17]  hat einsetzen können, die sich seit dem Zweiten Weltkrieg vollzieht.
         

         Um das Jahr 1945 herum war der Begriff der Menschenwürde in weltanschaulicher Hinsicht
            kaum »belastet« oder einseitig vereinnahmt,[18]  und auch deshalb konnte das neue, nunmehr unmittelbar auf der Würde des Menschen
            fußende Verständnis von Menschenrechten nicht nur im deutschen Grundgesetz, sondern auch international auf rasch wachsende Akzeptanz stoßen.[19]  Erst mit der Berufung auf diese allen Menschen gleichermaßen zustehende Würde ergab
            sich ein einigender Bezugspunkt für die nunmehr auch globale und mithin völkerrechtlich
            koordinierte Etablierung verbindlicher Menschenrechtsstandards mit universellem Anspruch.
            Fortan sollte jede Ausübung staatlicher Herrschaft – über alle nationalen, kulturellen oder auch religiösen
            Grenzen hinweg – an die Einhaltung von internationalen Mindestnormen gebunden und
            damit zugleich auch unter Beobachtung durch die Staatengemein16schaft gestellt werden. Wenn es folglich dann doch so etwas wie eine vorläufige »Lerngeschichte«
            des totalitären 20.Jahrhunderts gibt, die alle lokalen und partikularen Wertehorizonte übersteigt, so
            ist dies die seither weltweit zu vernehmende Botschaft einer dezidiert völkerrechtlichen
            Schutzwürdigkeit des Zusammenhangs von Menschenrechten und Menschenwürde.
         

         Doch wie schon gesagt: »Neu« sind nicht etwa die beiden Begriffe als solche, neu ist
            lediglich deren konzeptionelle Verknüpfung im Sinne der historisch allererst gewachsenen
            Rechtsauffassung, dass es sich dabei um zwei Seiten derselben Medaille handeln soll. Für ein genaueres Verständnis dieser keineswegs alternativlosen Verbindung wird
            es vorab notwendig sein, sich zunächst noch einmal der Vorgeschichte beider Grundbegriffe
            zu vergewissern, für die das Jahr 1945 dann jeweils eine entscheidende Zäsur darstellt.
            So erst wird man rechtsphilosophisch angemessen einschätzen können, was genau damals
            mit diesen beiden Begriffskonzepten geschehen ist. Wir beginnen mit der Vorgeschichte
            der Menschenrechte (Abschnitt 1). Diese reicht zwar historisch nicht ganz so weit
            zurück wie die Vorgeschichte der Menschenwürde (Abschnitt 2), doch sie besitzt für
            das, was in diesem Buch gezeigt werden soll, konzeptionelle Priorität. Anschließend
            wird zu ermessen sein, wie eklatant der zivilisatorische »Bruch« ausgefallen ist,
            für den heute emblematisch das Jahr 1945 steht (Abschnitt 3). Am Ende dieser historischen
            und ideengeschichtlichen Einleitung wird mit Blick auf den weiteren Verlauf der Untersuchung
            zu klären sein, was genau in systematischer Hinsicht aus diesem gewaltsam amalgamierten
            Zusammenhang von Menschenrechten und Menschenwürde zu »lernen« ist (Abschnitt 4).
         

         
            
               1. Zur philosophischen Vorgeschichte der heutigen Menschenrechte
               

            

            Hält man Ausschau nach frühen historischen oder ideengeschichtlichen Wurzeln des modernen
               Menschenrechtsdenkens, so dürfte zunächst gar nicht recht klar sein, wo und wonach
               man suchen muss.[20]  Schon die antike Stoa oder das Frühchristentum, aber etwa 17auch der klassische Konfuzianismus kennen die Idee einer grundlegenden Gleichheit aller Menschen, die jenseits tradierter sittlicher Dogmen und faktischer sozialer
               Hierarchien zu postulieren wäre. Aber reicht diese Idee der Gleichheit bereits aus,
               um von frühen »Wurzeln« des modernen Menschenrechtsdenkens sprechen zu können? Zugleich
               nämlich befremdet aus heutiger Sicht die Tatsache, dass die betreffenden Gleichheitsvorstellungen
               oft wie selbstverständlich mit der gesellschaftlichen Institution der Sklaverei, mit
               der Bevorzugung von Gläubigen gegenüber Ungläubigen oder Männern gegenüber Frauen
               und auch mit der abwertenden Kennzeichnung ganzer Völker als »Barbaren« für vereinbar
               gehalten wurden.[21]  Eine andere ideengeschichtliche Wurzel könnte die in Ansätzen bereits auf der Inschrift
               des altpersischen »Kyros-Zylinders« oder aber bei Platon, Aristoteles und Marcus Tullius
               Cicero, in der Magna Charta von 1215 oder auch in der Philosophie der spanischen Spätscholastik[22]  angedeutete Überzeugung sein, dass es im Dienste menschlicher Vernunft zu einer Einschränkung politischer Willkürherrschaft kommen müsse. Doch selbst dort, wo dieses Anliegen bereits damals auf »angeborene«
               oder »natürliche« Rechte jener Menschen zurückgeführt werden sollte, die jeweils der
               politischen Herrschaft unterworfen waren, ist es zugleich stets selbstverständlich
               gewesen, diese Rechte am Ende eben doch für suspendierbar zu halten, falls sich die
               Herrschenden dadurch ihrerseits in ihren elementaren Rechten verletzt sahen. Verträgt
               sich dieser politische Herrschaftsvorbehalt mit der heutigen Idee von Menschenrechten?
            

            Erst ab dem 17.Jahrhundert und in der Folge der seinerzeit vornehmlich in Europa einsetzenden Kritik
               an absolutistischer Willkürherrschaft, kirchlichem Dogmatismus und auch mit Blick
               auf den gnadenlosen Völkermord an den Ureinwohnern Amerikas[23]  18werden die beiden zuletzt angedeuteten Grundmotive menschenrechtlichen Denkens – die
               Gleichheit aller Menschen und deren unbedingte Schutzbedürftigkeit gegenüber den Herrschenden – jeweils etwas konsequenter
               gefasst. Nun erst werden beide Motive zu der inhaltlich komplexeren Auffassung verschränkt,
               dass schlicht jeder Mensch, und zwar bloß deshalb, weil er Mensch ist, exakt die gleichen
               und zudem unverlierbaren Rechte auf Schutz vor politischer Willkürherrschaft besitzt.
               Und es werden vor allem die sogenannten Naturrechtstheoretiker jener Zeit sein – allen
               voran Hugo Grotius, Christian Wolff und John Locke –, die erstmals systematisch die
               Frage diskutieren, ob und inwieweit die Legitimität staatlicher Rechtsordnungen davon
               abhängig gemacht werden muss, ob diese Rechtsordnungen natürliche oder angeborene
               Rechte der Beherrschten, und zwar selbst noch gegenüber den Herrschenden, vorsehen.[24] 

            Oft direkt im Anschluss an diese naturrechtliche Tradition spricht der philosophische
               Mainstream in der heutigen Menschenrechtsdebatte gern von »vorstaatlichen« oder »überpositiven«
               und in diesem Sinn natürlichen Rechten gegenüber dem Staat und dessen Institutionen.
               Diese Ansprüche seien jedem einzelnen Menschen, und zwar von vornherein gleichermaßen,[25]  als »fundamental«, »unverlierbar« und »unveräußerlich« zuzuschreiben; im Rahmen nationalstaatlicher
               Verfassungen ebenso wie auf Ebene des Völkerrechts.[26]  Als Subjekt der Menschenrechte hat demnach jeder Mensch weltweit zu zählen, und zwar
               allein deshalb, weil er wie jeder andere Mensch auch ein Mitglied der menschlichen
               Gemeinschaft ist – und damit jeweils unabhängig von seiner sozialen, kulturellen oder
               geografischen Herkunft, von Alter, Geschlecht, sexueller Präferenz, Hautfarbe oder
               sonstigen individuellen Besonderheiten, von politischer Gesinnung, religiösen Überzeugungen
               oder Gruppenzugehörigkeiten. Als derart »universell« interpretierte 19Ansprüche übernehmen die Menschenrechte global – und damit über alle nationalen und
               kulturellen Grenzen hinweg – die Funktion legitimatorischer Mindeststandards politischer
               Herrschaft, durch die fortan jede Form von öffentlicher Gewaltausübung nicht nur in
               moralische, sondern auch in verfassungsrechtlich einklagbare und zudem völkerrechtlich
               zu überwachende Schranken verwiesen werden soll. Inhaltlich verfolgen die Menschenrechte dabei das sie einigende Ziel, möglichst allen Menschen
               weltweit ein Leben in Menschenwürde zu ermöglichen, und zwar durch positiv-rechtliche
               Festschreibung der dafür individuell unentbehrlichen Schutz-, Teilhabe- und Hilfsansprüche.[27] 

            Freilich hat die Philosophie der Menschenrechte viele dieser heute geradezu unstrittig
               anmutenden Begriffsimplikationen zu unterschiedlichen Zeiten recht verschieden gedeutet
               und teilweise sogar gänzlich unberücksichtigt gelassen. Und im Detail ist sich die
               fachwissenschaftliche Diskussion auch heute noch in fast allen entscheidenden Punkten
               uneinig, wenn es um die Frage geht, wie genau das normative Ansinnen der Menschenrechte
               sowie die sich daraus ergebenden verfassungs- und völkerrechtlichen Konsequenzen zu
               verstehen sind. Im historischen Rückblick stechen auf Anhieb drei zentrale Aspekte
               als besonders klärungsbedürftig heraus:
            

            – Obwohl es bereits auf terminologischer Ebene widersprüchlich erscheint, hat man die
               universellen Menschenrechte lange Zeit keineswegs allen Mitgliedern der menschlichen Spezies zuerkennen wollen, sondern meist nur jenen,
               die jeweils ganz besondere Eigenschaften und Qualitäten aufzuweisen hatten;
            

            – selbst dort, wo die Menschenrechte bereits explizit als verfassungsrechtliche Schutz-,
               Teilhabe- und Hilfsansprüche angesichts der Gefahr staatlicher Willkürherrschaft verstanden
               wurden, war diese Aufgabenzuweisung vor 1945 doch nur sehr selten mit dem Hinweis
               verknüpft, dass dazu nationale Rechtsgarantien auf Dauer nicht ausreichen werden;
            

            – und auch die heute geradezu selbstverständlich anmutende Überzeugung, dass es sich
               bei den Menschenrechten um Schutz-, Teilhabe- und Hilfsansprüche handelt, die sämtlich
               dazu da sind, 20allen Menschen weltweit ein Leben in Würde zu ermöglichen, war lange Zeit nicht im Gespräch.
            

            Betrachten wir diese drei konzeptionellen Unklarheiten zunächst anhand von unterschiedlichen
               Etappen der menschenrechtlichen Begriffsentwicklung. Folgt man einer philosophischen
               »Standardgeschichte«[28]  der Menschenrechte, lässt sich ein Wandel des Begriffs in drei Phasen diagnostizieren:
               Die erste dieser Phasen betrifft die bereits erwähnten Naturrechtsdenker und Vertragstheoretiker
               der Frühen Neuzeit. Spätestens ab Mitte des 17.Jahrhunderts lassen sich deren Werke als kritische Reaktionen auf historische Verwerfungen
               und politische Unrechtserfahrungen verstehen, die durch frühkoloniale Unmenschlichkeit,
               religiöse Bürgerkriege und den europäischen Absolutismus verursacht worden sind. Diese
               ideengeschichtliche Konstellation kann paradigmatisch anhand einer Gegenüberstellung
               von Thomas Hobbes und John Locke illustriert werden: Hobbes, der vielen heute als
               Vertreter eines aufgeklärten Absolutismus gilt, reagiert mit seinem Werk Leviathan vor allem auf das Chaos der englischen Bürgerkriege, und zwar mit der Forderung nach
               einem möglichst starken, mit ungeteilter Macht ausgestatteten Staatsapparat, dessen
               Legitimität durch einen einmaligen, einseitigen, unwiderruflichen Unterwerfungsvertrag
               seitens der sich jeweils um Frieden und Sicherheit sorgenden Untertanen gestiftet
               wird.[29]  Ganz anders bei Locke, dem zufolge die gemeinsam per Vertrag neu gegründete Staatsordnung
               gerade keine Legitimität besitzen kann, falls das Volk, das die Macht des Staatsapparates allererst
               konstituiert, unmittelbar im Anschluss an diesen politischen Gründungsakt auch schon
               wieder jegliche Kontrolle über seine Herrscherinnen und Herrscher verliert.[30] 

            Im Gegensatz zum Hobbes’schen Leviathan muss die politisch 21jeweils neu zu konstituierende Herrschaftsordnung laut Locke nicht nur ein System
               institutioneller Gewaltenteilung sowie die Möglichkeit einer Abwahl der Regierenden
               und sogar ein verbrieftes Widerstandsrecht vorsehen, sondern vor allem auch die konstitutionelle
               Festschreibung »angeborener« Rechte auf Leben, Freiheit und Eigentum. Diese elementaren
               Rechte, die der Mensch nach Locke bereits im »Naturzustand« besessen haben soll, können
               niemals – auch nicht per Vertrag – entäußert werden. Sie werden durch den Staatsvertrag
               lediglich transformiert, um sie dann anschließend auch gegenüber den Repräsentantinnen
               und Repräsentanten des vorab neu etablierten Staatsgebildes geltend machen zu können.
               Daraus ergibt sich schon bei Locke eine bis heute für die Menschenrechtstheorie paradigmatische
               Grundauffassung: Der Mensch hat diese Rechte ganz einfach, und zwar aufgrund einer »natürlichen« oder »höheren«,
               zumindest aber »vorstaatlichen« Ordnung – und deshalb losgelöst von der Frage, ob
               der jeweils konkrete Staat, in dem der betreffende Mensch lebt, diese Rechte dann
               auch tatsächlich in konstitutionell verbriefter oder sogar in institutionell einklagbarer
               Form garantieren will.
            

            Trotz dieser zweifellos bahnbrechenden Einsichten darf diese »Geburtsstunde« der Menschenrechte
               dennoch nicht so verstanden werden, als hätten die Naturrechtsdenker jener Zeit damit
               bereits sämtliche Aspekte des heutigen Menschenrechtsverständnisses zusammengetragen.
               Denn bei genauerem Hinsehen fällt auf, dass man die gemeinten vorstaatlichen Rechte
               zwar als Mensch und damit bloß deshalb, weil man Mensch ist, besitzen soll. Doch paradoxerweise
               bedeutet das in dieser ersten ideengeschichtlichen Phase nicht schon notwendig, dass
               die gemeinten Rechte entsprechend auch allen anderen Menschen zuerkannt werden müssen. Gemeint ist der folgende Widerspruch: Der jeweils
               gemeinte Mensch durfte sich zwar als Engländer und wenig später dann auch als Nordamerikaner
               oder Franzose vor dem Gesetz gleichberechtigt fühlen, nur weil er wie jeder andere
               Engländer, Amerikaner oder Franzose gleichermaßen ein Mensch war. Dennoch kamen die
               in Frage stehenden Rechte seinerzeit bloß weißen, männlichen, freien, besitzenden
               und Steuern zahlenden Vollbürgern zu. Zwischen diesen Menschen jeweils vor Ort mag kein relevanter Unterschied mehr bestanden haben, weil
               sie bereits gleichermaßen als Vollbürger zählten, doch ergab sich daraus keineswegs
               die Überzeugung, dass auch 22jene Menschen, die nicht weiß, frei, männlich oder besitzend sind, oder dass auch
               sämtliche Nicht-Engländer, Nicht-Amerikaner oder Nicht-Franzosen qua Menschsein als
               gleichberechtigt anzusehen waren. Vielmehr diente der seinerzeit bloß vermeintlich
               universelle, tatsächlich aber noch weitgehend rhetorische Bezug auf »den« Menschen
               im Singular dazu, für Gleichheit innerhalb der eigenen weißen, männlichen, freien und besitzenden Bürgerschaft und damit auch
               innerhalb der jeweils nationalen Grenzen einer relativ fest umrissenen Herrschaftssphäre
               zu sorgen.[31] 

            Allenfalls im spätscholastischen Naturrecht der Schule von Salamanca, deren Vertreter
               auf die kolonialen Eroberungen Spaniens reflektierten, oder auch in den Werken von
               Christian Wolff[32]  und Hugo Grotius[33]  finden sich bereits erste Hinweise auf eine sich aus der »gemeinsamen Menschennatur«
               ergebende und damit die jeweiligen nationalen Grenzen transzendierende Pflicht zum
               Schutz des Naturrechts beliebiger anderer Menschen. Allerdings führt auch von hier aus noch ein rechtshistorisch weiter
               Weg bis hin zu jener völkerrechtlichen Realität nach 1945, deren menschenrechtliche
               Einhegung sich der erfahrungsbedingten Einsicht verdanken wird, dass nationale Garantien
               grundlegender Rechte ohne überstaatliche Zusatzversicherungen unzuverlässig bleiben. Dieses Defizit der ersten
               Etappe der Menschenrechtsentwicklung verschärft sich eher noch in ihrer zweiten Phase,
               und zwar paradoxerweise dadurch, dass es dabei zugleich auch zu einem wichtigen Fortschritt
               kommt.[34]  Auf jener ersten Entwicklungsstufe waren die Menschenrechte zunächst nur eine philosophische
               »Idee« ganz ohne praktische Realität; eine konzeptionelle Forderung des Naturrechts, die bis auf Weiteres ihrer politischen und mithin positiv-rechtlichen
               Realisierung harrte. Der als vorstaatlich »gedachte« Naturzustand, 23in dem diese Rechte begründet sein sollten, war nicht schon mit dem empirischen Rechtszustand
               einer kodifizierten Verfassung identisch, die diesen Rechten dann auch faktisch zur
               Geltung verholfen hätte. Diese zuvor bloß als Möglichkeit imaginierte Kodifizierung
               der Menschenrechte ergibt sich empirisch erst in der zweiten Phase ihrer historischen
               Entwicklung.
            

            Erst mit den bürgerlichen Revolutionen des späten 18.Jahrhunderts werden die zuvor lediglich postulierten Menschenrechte auch faktisch
               zu geltendem Verfassungsrecht. In der Virginia Bill of Rights von 1776 und der Französischen Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte von 1789 werden die Menschenrechte explizit zu »Bürgerrechten« und damit erstmals
               in eine rechtlich zu positivierende Form gegossen. In den an diese Menschenrechtserklärungen
               jeweils anknüpfenden Verfassungen sollen sie fortan als konstitutionelle Vorbehalte
               des demokratisch geeinten Staatsvolkes gegenüber den Repräsentantinnen und Repräsentanten
               der Herrschaft fungieren, deren Macht bloß geliehen ist, aber stets in Willkürherrschaft
               umzuschlagen droht.[35]  Man übersieht in der historischen Rückschau leicht, wie revolutionär dieser Grundgedanke gewesen ist, der nicht einfach bloß »neu« war, sondern
               sich ausdrücklich einer systematischen Reflexion auf den politischen Umsturz der Revolution
               verdankte. Kaum jemand hat das seinerzeit deutlicher gesehen als Johann Benjamin Erhard,
               dessen 1795 publizierte Schrift Über das Recht des Volkes zu einer Revolution zu Unrecht in ideengeschichtliche Vergessenheit geraten ist. Diese Schrift beginnt
               mit der folgenden, für die nachfolgende Untersuchung wegweisenden Behauptung: »Das
               Recht des Volks zu einer Revolution scheint auf dem Einfluss zu beruhen, den das Volk
               auf die Staatsverfassung haben soll […]. Dieser Einfluss müßte aus den Rechten des
               Menschen überhaupt und aus dem Recht, welches dem Volk besonders zukommt, bestimmt
               werden.«[36] 

            Mit dieser Behauptung ist zunächst ein kollektives »Recht auf Revolution« gesetzt,
               dass sich unmittelbar aus dem Besitz individueller Menschenrechte ergeben soll. Im weiteren Verlauf seiner Ab24handlung macht Erhard jedoch deutlich, dass auch das umgekehrte Begründungsverhältnis
               vorliegt: Auch die individuellen Menschenrechte ergeben sich aus einem kollektiven
               Recht des Volkes auf eine dezidiert demokratische Revolution. Behauptet wird hier
               folglich eine Art »Gleichursprünglichkeit«[37]  beider Ideen: Das Recht auf Revolution und die Menschenrechte setzen sich jeweils
               konzeptionell oder denknotwendig voraus. Diese gedankliche Gleichursprünglichkeit
               tritt allerdings erst dann ein wenig deutlicher vor Augen, wenn man, so wie Erhard,
               drei grundlegend verschiedene Dimensionen nationalen Verfassungsrechts auseinanderhält:
            

            – Jede nationale Verfassung, so Erhard, beruht zunächst auf einigen besonders fundamentalen
               Konstitutionsprinzipien; etwa auf dem Prinzip der Monarchie oder dem der Demokratie,
               dem Prinzip der Alleinherrschaft oder dem der Gewaltenteilung, auf den Ideen des Gewaltmonopols,
               der Freiheit, der Gleichheit, der Menschenwürde usw. Dies ist laut Erhard die erste
               und somit fundamentale Ebene des Staatsrechts;
            

            – davon zu unterscheiden ist der geschriebene Verfassungstext als solcher, der auf jenen
               Prinzipien aufruht und diese zu einem komplexen politischen System entfaltet. Seinerzeit
               etwa im revolutionären Rahmen der französischen, nordamerikanischen oder auch der
               haitianischen[38]  Verfassung und in deren jeweils besonderem Wortlaut;
            

            – von dieser zweiten Ebene der Staatsverfassung sind die einzelnen Verfassungsorgane,
               die jeweils vorgesehene Administration und die Gruppe all jener Funktionsträgerinnen
               und ‑träger zu unterscheiden, die direkt im Namen der besagten Verfassung agieren
               und die damit einhergehende Verantwortung mal gewissenhafter, und zwar auf Grundlage
               der betreffenden Verfassungstexte, mal eher willkürlich ausüben.[39] 

            25Diese systematische Dreiteilung ist wichtig, will man verstehen, wann es laut Erhard
               zu einer politischen Revolution kommt, und zwar nicht schon dann, wenn einschneidende Veränderungen lediglich auf
               der zweiten oder dritten Ebene der verfassungsrechtlichen Ordnung erwirkt werden;
               wenn folglich entweder nur einzelne Bestimmungen im Verfassungstext geändert oder
               aber einzelne politische Funktionsträgerinnen und ‑träger ausgetauscht werden sollen.
               Zu einer politischen Revolution kommt es vielmehr erst dann, wenn der Kampf der ersten
               Ebene gilt und damit auf eine Umwälzung der konstitutionellen Grundprinzipien der
               Verfassung abzielt.[40]  Historisch anschauliche Beispiele sind etwa Versuche, die Monarchie abzuschaffen,
               die Demokratie einzuführen, ein System der Gewaltenteilung zu erzwingen oder den Parlamentarismus
               zu bekämpfen.
            

            Derartige Revolutionen können gewaltsam vonstattengehen, sie setzen aber nicht schon
               notwendig Gewalt voraus. Wenn der betreffende Umsturz in Form eines gewalttätigen Aufstands erreicht wird, spricht
               Erhard von einer »Insurrektion«.[41]  Doch es kann sehr wohl passieren, dass eine Staatsführung diese Insurrektion vorausahnt
               und die angemahnten Änderungen zentraler Konstitutionsprinzipien auf diesen Druck
               hin präventiv selbst durchführt, um der gewaltsamen Insurrektion zuvorzukommen. In
               diesen Fällen findet dann zwar keine Gewalt, aber dennoch eine Revolution statt.[42]  Der entscheidende Punkt von Erhards Überlegungen ist jedoch ein anderer: Nicht schon
               jede Revolution ist legitim, und die Frage, ob sie das ist, entscheidet sich weitgehend unabhängig von der Gewaltfrage.
               Eine Revolution ist laut Erhard dann und nur dann legitim, wenn die revolutionären
               Kräfte direkt im Namen der Menschenrechte agieren.[43]  Das bedeutet zugleich: Etwaige autoritäre, absolutistische, royalistische, faschistische
               oder auch religiös motivierte Aufstände mögen zwar ebenfalls in eine Revolution münden,
               falls es ihnen gelingen sollte, die zentralen Konstitutionsprinzipien der jeweiligen
               Verfassung anzutasten. Doch sie bleiben so lange illegitim oder, wie Erhard sagt,
               »ungerecht«, wie es nicht 26ausdrücklich deren erklärtes Ziel ist, zur Realisierung individueller Menschenrechte
               beizutragen.
            

            Schließt man sich dieser Lesart an, so sind die Menschenrechte als revolutionäre Ansprüche auf eine politisch legitime Umwälzung konstitutioneller Prinzipien
                     der Verfassung zu verstehen. Damit aber werden die Menschenrechte in dieser zweiten Phase ihrer historischen
               Entwicklung zugleich auch selbst zu unhintergehbaren Konstitutionsprinzipien einer
               jeden legitimen Herrschaft und folglich zum Gegenstand einer stetig fortschreitenden,
               wenn auch nicht notwendig gewaltsamen Revolution – einer »permanenten« Revolution
               also, die allenfalls dann beendet wäre (im Konjunktiv), wenn die Menschenrechte in
               jede nationalstaatliche Verfassung dieser Welt eingewandert wären, und zwar in konstitutioneller
               Gestalt positiv-rechtlicher Vorbehalte gegenüber den jeweils vor Ort Herrschenden.
               Das revolutionäre »Volk«, so Erhard, das im Namen der Menschenrechte diese verfassungsrechtlichen
               Vorbehalte gegenüber den Herrschenden geltend macht, macht damit zugleich auch jenen
               oben bereits zitierten »Einfluss« geltend, »den das Volk auf die Staatsverfassung
               haben soll«. Eine legitime Revolution ist die politisch tatkräftige Erklärung von Menschenrechten, die das Volk sich jeweils
               selbst geben muss, um sich vor Willkürherrschaft zu schützen. Auch wenn diese Schlussfolgerung
               auf den ersten Blick ein wenig paradox klingen mag: Die Menschenrechte sind zugleich
               Voraussetzung und Resultat einer legitimen politischen Revolution.[44] 

            Allerdings tritt in dieser zweiten Phase ihrer Geschichte erneut, ja in verschärfter
               Form auch das oben bereits erwähnte Problem einer bloß nationalen Absicherung der
               Menschenrechte zu Tage: Die Idee, dass alle Menschen die gleichen Rechte haben, impliziert
               das Ansinnen einer positiv-rechtlichen Festschreibung dieser Ansprüche in Form verfassungsrechtlicher
               Garantien. Spätestens dann aber, wenn diese Rechte zu einklagbaren »Bürgerrechten«
               werden, büßen sie ihren universellen Charakter als Rechte »des« Menschen ein. Zwar
               werden seinerzeit sowohl in Nordamerika als auch in 27Frankreich – zumindest auf rhetorischer Ebene – Rechte »aller« Menschen proklamiert.
               Doch in der konkreten Gestalt von konstitutionell garantierten Bürgerrechten gelten
               diese Menschenrechte am Ende nicht einmal mehr für all jene Menschen, die auf dem
               Hoheitsgebiet beziehungsweise im Geltungsbereich der jeweiligen Verfassung leben.[45]  Als vollwertige Subjekte von Bürgerrechten zählen seinerzeit eben nur männliche,
               weiße, erwachsene und besitzende Staatsbürger – was schon die Schriftstellerin und
               Revolutionärin Olympe de Gouges im Jahr 1791 zu einer provokativen Erklärung der Rechte der Frau und Bürgerin motiviert hat.[46]  Neben der fraglos großen Gruppe exkludierter Frauen waren aber seinerzeit auch Kinder,
               die Landbevölkerung, Einwandererinnen und Einwanderer, versklavte Menschen, das sogenannte
               Gesinde, »Tagelöhner«, das dann im 19.Jahrhundert anwachsende Industrieproletariat oder auch Menschen mit schweren Behinderungen
               im bürgerrechtlich folgenreichen Sinn unterprivilegiert oder gar vollends rechtlos.
               Folglich musste sich jeweils im Innern dieser Rechtsgemeinschaften zunächst noch ein
               langwieriger und bis heute noch immer nicht abgeschlossener Kampf um politische Inklusion
               und rechtliche Nichtdiskriminierung ergeben, damit die im Namen dieser marginalisierten
               Gruppen erfolgende Artikulation entsprechender Unrechtserfahrungen sukzessive zum
               Bewusstsein einer wahrhaft universellen Rechtsgleichheit hat beitragen können.[47] 

            Diese für das heutige Menschenrechtsdenken unentbehrliche Idee einer nicht länger exklusiven Rechtsgemeinschaft,
               die es zudem auf überstaatliche und völkerrechtliche Zusammenhänge auszudehnen gilt,
               gerät in der historischen Konstellation der zweiten Phase allenfalls ansatzweise in
               den Blick.[48]  Dies mag nicht zuletzt daran liegen, dass diese zweite Etappe noch ein weiteres Defizit
               der ersten Phase erbt. Gemeint ist das Fehlen eines die Menschheit 28als Menschheit emphatisch »einenden« und damit jede nationalstaatliche Grenze transzendierenden
               Wertebezugs, der heute durch die Idee der Menschenwürde gegeben ist. Wie schon angedeutet,
               gründeten sich die einschlägigen Menschenrechtserklärungen jener Zeit meist auf ein
               typisch menschliches Interesse an »Freiheit« und »Gleichheit«, doch fehlte diesen
               normativen Akzentsetzungen offenbar noch jene universelle Strahlkraft, die dann ab
               1945 von dem in rechtlicher Hinsicht bis dahin weitgehend ungebräuchlichen Begriff
               der Menschenwürde ausgehen wird. An diesen beiden Defiziten ändert sich zunächst auch
               in der dritten Etappe der Menschenrechtsentwicklung wenig. Diese dritte Phase setzt
               unmittelbar nach den Revolutionen des 18.Jahrhunderts ein und hält dann bis zum Ende des Zweiten Weltkrieges an. Einerseits
               entwickelt sich in dieser Zeit zwar ein Bewusstsein für die sich inhaltlich ausdehnende
               Bandbreite konkreter Einzelrechte, deren Reichweite sich im Zuge der Industrialisierung
               und der sozialistischen Arbeiterbewegung zunehmend auch auf die soziale und wirtschaftliche
               Lebenssituation der Menschen erstreckt.[49]  Andererseits kommt es in dieser dritten Phase aber auch zu markanten Rückschritten.
            

            Direkt im Ausgang jenes revolutionären 18.Jahrhunderts treten die Menschenrechte zunächst wieder auffallend in den politischen
               Hintergrund. Angesichts von nationalistischer Reaktion und Restauration wird ihre
               tendenziell universelle, Grenzen sprengende Rhetorik auf das »Normalmaß« von Bürgerrechten
               vor Ort zurechtgestutzt, und zwar deutlicher noch als zuvor: Im restaurierten Frankreich,
               etwa im Rahmen der Charte constitutionelle von 1814, ist bald nur noch von »Staatsrechten der Franzosen« die Rede. Die Paulskirchenverfassung von 1848 nennt »Rechte der Deutschen« und die Preußische Verfassung von 1848/1850 spricht gar ausschließlich von »Rechten der Preußen«.[50]  Zudem führen einschneidende Entwicklungen und politische Umwälzungen auf internationaler
               Ebene zu weiteren markanten Brüchen in der noch jungen Geschichte der Menschenrechte:[51]  Der europäische Kolonialismus befördert 29die zivilisatorische Ausbeutung und Ausgrenzung ganzer Völker als »unterentwickelt«,
               »primitiv« und okkupierbar. Fortschritte im europäischen Völker- und Kriegsrecht sind
               erkauft durch eine Herabstufung »unzivilisierter« und entsprechend dann auch nicht
               als »souverän« aufgefasster Staaten und Völker, die zur »Verhandlungsmasse« zwischenstaatlicher
               Streitigkeiten oder auch zu bloßen Objekten einer vermeintlich zivilisatorischen Missionierung
               durch europäische Großmächte werden. Spannungen und Kriege innerhalb Europas führen
               massenhaft zu Umsiedlungen, Vertreibungen und auch zu ersten systematisch betriebenen
               Genoziden; wie etwa im Fall der Volksgruppe der Herero oder der Armenier. Spätestens
               der Erste Weltkrieg dann wirft massenhaft das Problem von Flucht und Staatenlosigkeit
               auf, dessen auch der sich 1920 konstituierende Völkerbund nicht Herr werden wird.[52] 

            Mit dem europäischen Totalitarismus erweist sich dann die zwischenzeitliche Zersetzung
               revolutionärer Menschenrechtsansprüche als besonders desaströs: In der Sowjetunion
               tritt mit den stalinistischen »Säuberungen« und dem »Großen Terror« eine monströse
               und millionenfach tödliche Moral des »Neuen Menschen« an die Stelle der kommunistischen
               Parole »Die Internationale erkämpft das Menschenrecht!«. Insbesondere aber der deutsche
               Nationalsozialismus und der industriell betriebene Massenmord am europäischen Judentum,
               an Sinti und Roma sowie an Menschen mit Erbkrankheiten und Behinderungen lassen das
               universalistische Anliegen der Menschenrechte erst einmal vollends in Vergessenheit
               geraten. Die bestialische Gewaltherrschaft der Nazis führte ersichtlich nicht nur
               zu einer massenhaften Verletzung einzelner Menschenrechte, wie schon Hannah Arendt[53]  kurz nach dem Zweiten Weltkrieg feststellen wird, sondern auch zu einer vollständigen
               Entrechtung der Opfer, und zwar auf dem Wege roher »Entmenschlichung«. Trotz der historisch bereits
               greifbaren Idee universeller Menschenrechte wurden unzählige Menschen als »unwert«
               in die Konzentrations30lager deportiert und mit bürokratischer sowie industrieller Akribie »vergast«. Das
               Nazi-Regime hatte diesen Menschen folglich jeden Wert und damit dann auch jede Würde abgesprochen. Und das einstmals so revolutionär
               und vielversprechend klingende Postulat der Menschenrechte hatte sich dabei als politisch
               vollends wirkungslos erwiesen.
            

            Dies führt schon Arendt in ihrer Kritik am Menschenrechtsdenken jener Zeit zu der
               provokanten Frage, was genau die Menschenrechte all den unzähligen Opfern der Vernichtungslager
               sowie den zahllosen Flüchtlingen und Staatenlosen genützt haben mögen, besaßen diese
               doch nicht einmal das viel grundlegendere »Recht, Rechte zu haben«.[54]  Wer nicht ohnehin schon ein vollwertiges Mitglied in einer durch nationales Verfassungsrecht
               integrierten Rechtsgemeinschaft ist, dem nützen bloß »gedachte« Menschenrechte wenig.
               Wenn dann auch noch die internationale Staatengemeinschaft versagt und den vor politischer
               Gewaltherrschaft flüchtenden Menschen kein Asyl zu gewähren bereit ist, erweist sich
               deren Schicksal als doppelt besiegelt.[55]  Entsprechend wird erst nach 1945 und in der rechtshistorischen Folge jener totalitären
               Entmenschlichung und Entrechtung gelten, was für die Menschenrechte während der ersten
               drei Etappen ihrer Vorgeschichte so noch nicht galt: Die Menschenrechte müssen nicht
               nur zu verfassungsrechtlich einklagbaren, sondern zudem auch zu völkerrechtlich überwachten
               Rechten werden, wenn tatsächlich weltweit allen Menschen – und nicht nur manchen –
               ein Leben in Würde möglich werden soll.
            

         

         
            
               2. Zur philosophischen Vorgeschichte der heutigen Menschenwürde
               

            

            Auch mit Blick auf die historische Entwicklung des Menschenwürdebegriffs ist zunächst
               eine recht weit verbreitete »Standardgeschichte«[56]  verfügbar. Trägerin oder Träger von Menschenwürde, so 31heißt es gewöhnlich, sei schlicht jeder Mensch, und zwar ebenfalls allein aufgrund
               seines Menschseins beziehungsweise deshalb, weil er – wie jeder andere Mensch auch
               – ein Mitglied der menschlichen Spezies ist.[57]  An diese Grundthese anknüpfend dient der Begriff der Menschenwürde vor allem dazu,
               auf eine für »den« Menschen typische und normativ entscheidende Wesensbestimmung aufmerksam
               zu machen; auf eine »angeborene«, »inhärente« oder »universelle« Werteigenschaft alles
               humanen Lebens, die einen Anspruch jedes einzelnen Exemplars der menschlichen Gattung
               auf gleiche Achtung ebendieser Wesensbestimmung generiert. Weil der Mensch einen »absoluten
               Wert« habe, so die Standardthese, verdiene er unterschiedslos den gleichen moralischen
               und auch rechtlichen Respekt, und zwar nicht nur seitens seiner konkreten Mitmenschen,
               sondern auch seitens des Staates und dessen Institutionen. Weil aber die Erfahrung
               lehrt, dass viele Menschen ihr empirisches Dasein unter »menschenunwürdigen« Bedingungen
               fristen und dass es folglich lebensweltliche Gefährdungslagen gibt, die zu einer Verletzung
               menschlicher Würde führen können, muss sich der geforderte Respekt vor der Würde entsprechend
               auch in institutionell garantierten Schutz-, Teilhabe- und Hilfsangeboten niederschlagen.
               Der Anspruch auf gleiche Achtung der Menschenwürde zielt heute nicht mehr nur auf
               einen direkt zwischenmenschlichen oder moralischen Respekt, sondern stets auch auf
               öffentliche Anerkennung, und zwar im Rahmen einzelstaatlicher Verfassungen ebenso wie auf der
               Ebene des Völkerrechts.[58] 

            Wirft man einen Blick zurück auf die wichtigsten ideengeschichtlichen Quellen dieses
               rechtsphilosophischen Würdebegriffs, so ist auf Anhieb nicht nur bemerkenswert, dass
               dieser Würdebegriff wiederholt einen tiefgreifenden Bedeutungswandel erfahren hat.[59]  Auch im Fall der Menschenwürde gilt, ähnlich wie schon im Fall der Menschenrechte,
               dass mindestens drei zentrale Aspekte des heute gängigen Würdeverständnisses zu früheren
               Zeiten grundlegend anders interpretiert oder sogar ignoriert wurden:
            

            32– Lange Zeit war es auch mit Blick auf die Menschenwürde keineswegs selbstverständlich,
               von vornherein allen Menschen Würde zuzusprechen, weil das dafür jeweils entscheidende menschliche Wesensmerkmal,
               ob Sprache, Vernunft, Autonomie, Moral oder Verantwortung, manchen Menschen eben doch
               fehlen kann;
            

            – auch die für die rechtliche Dimension der Würde maßgebliche Überzeugung, dass mit
               jedem menschenwürdigen Leben eine ganz besondere soziale Versehrbarkeit und Fragilität
               des Menschen, etwa im Hinblick auf interpersonale oder institutionelle Anfeindungen,
               einhergeht, findet sich in früheren Betrachtungen des Würdebegriffs selten;
            

            – darüber hinaus ergibt sich aus der bereits im vorigen Abschnitt erwähnten Feststellung,
               dass die Menschenrechte lange Zeit ohne den Menschenwürdebegriff ausgekommen sind,
               unmittelbar die spiegelbildliche Einsicht, dass auch die Geschichte der Menschenwürde
               bis etwa 1945 weitgehend ohne jeden Bezug auf die Menschenrechte erzählt worden ist.
            

            Betrachten wir auch diese drei historisch umstrittenen Aspekte der Menschenwürde anhand
               wichtiger Etappen ihrer Begriffsgeschichte. Folgt man der philosophischen Standarderzählung,
               lässt sich auch hier ein Begriffswandel in drei Phasen nachzeichnen.[60]  In der römischen Antike diente das Würde-Prädikat (lat. dignitas) vornehmlich dazu, besonders herausragende Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens
               zu markieren und zu ehren, denen man eine besondere Verantwortung und wichtige Ämter
               übertragen hatte oder die sich in Bezug auf das Gemeinwesen größere Verdienste erworben
               hatten. Diese römisch-antike Würde kam zuvorderst anerkannten »Würdenträgern« zu:
               Staatsmännern, Volkstribunen, 33Feldherren, Aristokraten oder Geistlichen, die aufgrund ihrer Ämter oder Aufgaben
               ein privilegiertes Ansehen genossen, das nicht nur ihre gesellschaftliche Ehre, sondern
               zugleich auch ihre besondere Dignität begründete; eine Dignität, die folglich nicht schon als »angeboren« oder »natürlich«
               zu betrachten war, sondern qua Amt übertragen und aufgrund von Verdienst oder Leistung
               erworben wurde.
            

            Man stößt auf diese scheinbar veraltete Verwendung des Würdebegriffs gelegentlich
               auch heute noch, wenn etwa von einer »Würde des Gerichts«, von einer geistlichen Person
               als »Hochwürden«, von einer »Würde des Amtes« oder einer Person »in Amt und Würden«
               gesprochen wird.[61]  Aus diesem ursprünglich antiken Würdeverständnis ergibt sich stets eine gewisse Exzellenz
               der betreffenden Personen – im damaligen Vergleich etwa zu nicht-freien oder nicht-männlichen
               Bewohnerinnen und Bewohnern Roms oder der sogenannten Plebs –, sodass von einem Würdebegriff,
               der tatsächlich sämtliche Menschen oder auch nur alle Bewohnerinnen und Bewohner der
               Stadt inkludiert hätte, überhaupt gar keine Rede sein kann. Aus heutiger Sicht ist
               somit augenfällig: Im alten Rom besaßen keineswegs alle Menschen und schon gar nicht alle Menschen gleichermaßen Würde.[62]  Ja, die weitaus meisten Menschen – vor allem eben Unfreie, Plebejer, Frauen sowie
               auch Kinder – spielten seinerzeit keinerlei gesellschaftlich relevante Rolle. Eine
               universelle Menschenwürde kennt die römische Antike folglich nicht. Stattdessen kann
               deren spätere Universalisierung geradezu als eine dezidiert anti-aristokratische oder
               besser: als eine universalaristokratische Reaktion auf vormals exkludierende Würdeansprüche gedeutet werden, und zwar im Sinne
               einer »Adelung« der Menschheit als ganzer.[63] 

            Was aber die Antike sehr wohl schon kennt, ist die Idee einer besonderen Anfälligkeit
               jener auf Verdienst oder Leistung beruhenden Würde. Allerdings resultiert diese Versehrbarkeit
               hier weniger – so wie heute – aus direkt zwischenmenschlichen oder auch aus 34institutionellen Gefährdungen. Relevant ist vielmehr der Umstand, dass die Würdenträger
               selbst ihrem Amt und ihrem Ansehen, ihrer Achtungswürdigkeit und damit ihrer Würde schaden
               konnten, falls sie in der Öffentlichkeit ein ungebührliches, »unwürdiges« Fehlverhalten
               an den Tag legten oder »unschicklich« daran scheiterten, ihre bisweilen widrigen Lebensumstände
               souverän zu ertragen.[64]  Eng verknüpft mit dieser wesentlich auf Eigenleistung beruhenden Würde der Antike
               ist zugleich die retrospektive Einsicht, dass sich daraus auch keine interpersonalen
               Rechtsansprüche und schon gar keine Menschenrechte gegenüber der öffentlichen Ordnung
               ableiten lassen. Vielmehr ergeben sich aus dieser antiken Würde allein Selbstpflichten der betreffenden Würdenträger. Das bedeutet: Mit der besonderen Dignität einer herausgehobenen
               Persönlichkeit des öffentlichen Lebens war seinerzeit die öffentlich sichtbar zu erfüllende
               (Selbst‑)Verpflichtung gegeben, ein tugendhaftes Leben zu führen, mit dem man sich
               der jeweils eigenen privilegierten Stellung als würdig erwies.
            

            Spätestens im mittelalterlichen Christentum jedoch wird diese exklusive Verwendung
               des Würdebegriffs verallgemeinert, »universalisiert« und damit auf die besondere Rolle
               »des« Menschen im Singular übertragen, die diesem nach Auffassung des Christentums
               als »Krone der Schöpfung« und »Ebenbild Gottes« im göttlichen Gesamtplan zukommt.[65]  Von nun an sollte die Würde tatsächlich jedem Menschen qua Menschsein bereits innewohnen,
               und zwar von Beginn an gleichermaßen und unbedingt, da jedes Mitglied der Menschenfamilie
               durch seine »aufrechte Gestalt«, sein göttliches Antlitz und seine »Geistnatur«, wie
               es bei Thomas von Aquin[66]  heißt, über alle anderen Lebewesen erhaben sei. Erst jetzt kann von einer Würde des Menschen gesprochen werden, die diesem gerade 35nicht aufgrund seiner Leistungen oder sozialen Verantwortlichkeiten zukommt, sondern
               allein wegen seiner Zugehörigkeit zu jener nunmehr insgesamt aus der Schöpfung herausgehobenen
               und gegenüber der übrigen Tierwelt privilegierten Spezies Mensch.
            

            Allerdings fehlt auch diesem christlichen Würdeverständnis noch weitgehend das Gespür
               für eine interpersonale und mithin institutionelle Versehrbarkeit der Menschenwürde.
               Diese wird vielmehr als eine göttliche »Mitgift« verstanden, die man als Mensch –
               im Unterschied zu der antiken und auf Leistung beruhenden Würde – gerade nicht durch Menschenhand einbüßen kann, und zwar weder durch fremde noch durch eigene.[67]  Der Mensch mag sich allenfalls dieser göttlichen Mitgift als unwürdig erweisen, indem
               er ein Leben voller Sünde, Ungehorsam und ohne Gottesfurcht lebt. Die Menschenwürde
               selbst aber ist jedem einzelnen Menschen als ein »absoluter Wert« unverlierbar eingeschrieben;
               das Individuum kann lediglich daran scheitern, dieser Wertbestimmung gerecht zu werden
               und entsprechend auch ein Leben in Würde zu führen. Mit dem göttlichen Schöpfungsauftrag mag deshalb zwar eine konkrete
               Pflicht verknüpft sein, das eigene Leben nach Maßgabe christlicher Gebote zu führen,
               nicht aber entsprechend auch ein moralisches oder gar juridisch zu kodifizierendes
               Recht, von niemand anderem daran gehindert zu werden. Für ein solches Recht müssten die
               Menschen direkt wechselseitig zur Achtung ihrer Würde verpflichtet sein. Die sich
               aus der christlichen Würde ergebende Pflicht zur Würdigkeit ist aber zunächst nur
               eine Pflicht gegenüber Gott, dessen Mitgift demütig zu empfangen und zu hegen ist;
               so wie christliche Moralgebote ja auch sonst – nicht nur mit besonderem Blick auf
               die Menschenwürde – weitgehend ohne die Idee direkt interpersonaler oder gar staatlich
               garantierter Rechte auskommen.[68] 

            In der Folge der italienischen Renaissance, insbesondere durch Pico della Mirandola,[69]  und spätestens mit der philosophischen 36Aufklärung, und zwar vor allem bei Immanuel Kant,[70]  wird die durch das mittelalterliche Christentum bereits auf die gesamte Menschheit
               ausgedehnte Würde ihrer religiösen Prämissen entkleidet und damit auf ein »säkulares«
               Begründungsfundament gestellt. Von nun an kommt dem Menschen nicht mehr deshalb Würde
               zu, weil er das Ebenbild Gottes ist, sondern weil er sich aufgrund seiner Vernunft
               auch selbst als ein anbetungswürdiges, gottgleiches Wesen erweist. Diese Vernunft
               ist es dann auch, die in Fragen der Würde zur letztlich entscheidenden ethisch-moralischen
               Instanz wird: Der Mensch kann und soll sich von sittlicher Fremdbestimmung befreien.
               Er benötigt nicht länger eine »höhere« Macht oder Autorität, die ihm vorschreibt,
               wie zu leben sei. Der vielzitierte »Ausgang des Menschen aus seiner selbstverschuldeten
               Unmündigkeit«, der nach Kant das Hauptmerkmal der Aufklärung ist, setzt auf vernünftige
               Selbstgesetzgebung und schließt damit eben auch die »faule« und »feige« Unterwerfung
               unter religiöse Dogmen aus.[71]  Oder wie Kant an anderer Stelle sagt: »Autonomie ist also der Grund der Würde der menschlichen und jeder vernünftigen Natur.«[72]  Das Vernunftsubjekt der Aufklärung ist folglich ein quasi-göttlicher Akteur sittlich
               autonomer Selbstschöpfung, und aus ebendiesem Vermögen ergibt sich dann auch dessen
               Würde, die es, ähnlich wie schon in der Antike, vor allem gegen eigenes unwürdiges
               Fehlverhalten zu verteidigen gilt.[73] 

            An eine solche Würde, die auf moralischer Autonomie beruht, muss der Mensch nicht
               länger »glauben«, weil diese Würde eben keine göttliche Mitgift ist, sondern sich
               in vernünftiger Selbstbestimmung herstellt. Zugleich aber deutet sich an dieser Stelle gegenüber dem christlichen Würdebegriff
               auch ein historischer Rückschritt an. Hatte der christliche Würdebegriff sehr deutlich
               einen Universalitätsanspruch erhoben, so ist mit Blick auf den nunmehr 37aufgeklärten Würdebegriff mehr als fraglich, ob dieser tatsächlich alle Menschen inkludieren will. Zumindest Pico und Kant hatten in ihren Überlegungen zur
               Würde bloß jene Menschen vor Augen, die auch tatsächlich einer vernünftigen Natur
               teilhaftig sind. Damit waren seinerzeit gerade nicht alle Mitglieder der menschlichen
               Spezies gemeint. So sprach man lange Zeit vielen Menschen, etwa »Wilden«,[74]  Sklavinnen und Sklaven, Frauen, Kindern oder geistig schwerbehinderten Menschen,
               ebendiese Teilhabe an einer vernünftigen Natur bedingt oder gar vollständig ab. Dadurch
               war auch die damit verknüpfte Würde letztlich eben doch nur einigen Menschen, und
               zwar eben »vernünftigen« Personen, vorbehalten. Und so als wirke dies aus heutiger
               Sicht nicht schon irritierend genug, kamen damals für den Besitz der Würde keineswegs
               nur Mitglieder der menschlichen Spezies in Frage. Selbst bei Kant findet sich die Auffassung,
               dass etwa auch Engel, ja, sogar Außerirdische »auf irgend einem anderen Planeten vernünftige
               Wesen«[75]  sein können.
            

            Daher wäre es mit Blick auf diese dritte Etappe der Begriffsgeschichte bereits auf
               terminologischer Ebene irreführend, von »Menschenwürde« zu sprechen. Selbst für Kant
               gilt: Wie immer bahnbrechend seine Philosophie für die moderne Moraltheorie der universellen
               und gleichen Achtung gewesen sein mag, so lässt sich doch die heute recht geläufige
               Überzeugung, dass die grund- und menschenrechtliche Verwendung des Würdebegriffs im
               Wesentlichen auf Kant zurückgehe, weder an dessen Texten noch anhand der jeweiligen
               Entstehungsgeschichte einschlägiger Rechtsdokumente belegen.[76]  Hinzu kommt auch in dieser dritten Phase der Wortgeschichte, dass sich aus dem Würdebegriff
               der Aufklärung zwar moralische Pflichten, aber keine Rechte im engeren Sinn[77]  38und schon gar keine spezifisch menschenrechtlichen und damit institutionell zu achtenden
               Grundansprüche gegenüber den Herrschenden ergeben. Allenfalls im Werk Samuel von Pufendorfs
               wird bereits eine dezidiert moralische Verknüpfung von Würde, Pflichten und Rechten
               vorgedacht, und zwar in der laut Pufendorf zentralen moralischen Regel: »Dass jeder
               jeden anderen Menschen als jemanden, der ihm von Natur aus gleich ist und in gleicher
               Weise Mensch ist, ansieht und behandelt […]. Und was jemand als sein Recht gegenüber
               anderen hinstellt, muss er in besonderem Maße auch selbst anwenden.«[78]  Doch wird auch diese moralische Regel in politischer sowie positiv-rechtlicher Hinsicht
               bis auf Weiteres folgenlos bleiben. Das bedeutet: Auch die philosophische Aufklärung
               bringt uns noch immer nicht jenen Menschenwürdebegriff, auf den das Menschenrechtsdenken
               nach 1945 rekurrieren wird.
            

         

         
            
               3. Die welthistorische Zäsur
               

            

            Auf den ersten Blick mögen beide Vorgeschichten – die der Menschenrechte und jene
               der Menschenwürde – den teleologischen Eindruck eines zielgerichteten Lernprozesses
               nahelegen.[79]  So als sei es nach 1945 geradezu zwingend zu jener rechtshistorischen Entwicklung
               gekommen, um die es im Folgenden gehen soll. Doch bereits die in diesen beiden Vorgeschichten
               jeweils angedeuteten Diskontinuitäten und Brüche sollten skeptisch stimmen: Von einer
               »gradlinigen« Begriffsgeschichte der Menschenwürde, die von der Antike »notwendig«
               über das Christentum zur Aufklärung und dann anschließend bis zum Jahr 1945 und in
               die Nachkriegszeit führt, lässt sich ebenso wenig sprechen wie von einer kontinuierlichen
               Entwicklung des Menschenrechtsdenkens vom Natur- und Vertragsrecht der Frühen Neuzeit
               über die bürgerlichen Revolutionen des 18.Jahrhunderts und das restaurative 19.Jahrhundert bis hin zu den völkerrechtlichen Reaktionen auf die beiden Weltkriege
               und den europäischen Faschismus. Stattdessen resultiert diese Entwicklung aus einem
               historischen und überdies globalen »Kampf 39ums Recht«,[80]  und eine entsprechende Gegenwehr gegen diskriminierendes Unrecht kann ausbleiben,
               wenn die jeweils marginalisierten oder entrechteten Menschen auf diesen Kampf verzichten
               oder aber nicht eigens dazu in der Lage sind, selbständig und tatkräftig für ihre
               Rechte einzustehen. Daher haftet jeder Rechtsentwicklung stets auch etwas historisch
               und politisch Kontingentes an.[81] 

            Insbesondere mit Blick auf die beiden Weltkriege, die Atombombenabwürfe auf Hiroshima
               und Nagasaki und den zivilisatorischen »Gattungsbruch«,[82]  den der nationalsozialistisch betriebene Massenmord an Jüdinnen und Juden, Sinti
               und Roma sowie erbkranken und behinderten Menschen mit sich brachte, ist zu vermuten,
               dass sich der historisch und gewaltsam gewachsene Zusammenhang von Menschenrechten und Menschenwürde einer weder zwingenden noch vorhersehbaren
               Zäsur verdankt.[83]  Die monströse Gewalt des 20.Jahrhunderts mag für die spätere Entwicklung der Menschenrechte in einem empirischen
               Sinn ursächlich gewesen sein. Sie hätte aber, welthistorisch betrachtet, ebenso ausbleiben
               können wie die daraus resultierenden Lernprozesse des Verfassungs- und Völkerrechts,
               falls die beiden Weltkriege und die totalitären Verbrechen hätten verhindert werden
               können. Überhaupt ist aus heutiger Sicht fraglich, wie man nach 1945 und angesichts
               dessen, was geschehen war, noch nahtlos an eine doppelte Ideengeschichte der Menschenrechte
               und der Menschenwürde hätte anknüpfen können, die von den Gräueltaten des 20.Jahrhunderts noch nichts wissen konnte. Wie etwa sollten die Überlebenden des nationalsozialistischen
               Völkermords noch ungebrochen davon ausgehen können, dass tatsächlich allen Menschen
               – nicht nur den Opfern, 40sondern auch deren Henkern und Folterern – bereits deshalb die gleiche Würde zukomme,
               weil sie als Menschen allesamt zu Moral und Vernunft fähig seien? Die quasi-göttliche
               Selbstüberhöhung des Menschen durch Renaissance und Aufklärung war durch die totalitären
               Vernichtungserfahrungen des 20.Jahrhunderts geradezu in ihr Gegenteil verkehrt worden: Die menschliche Vernunft musste
               ersichtlich defekt sein, wenn der Mensch zu derartigen Gräueltaten fähig war. Und
               wie konnte man andererseits noch länger der Auffassung sein, dass die Menschenrechte
               bereits »angeboren« sind, wenn diese unverlierbaren Rechte der historisch beispiellosen
               Gewalt nicht das Geringste hatten entgegensetzen können? Wie sollte man weiterhin
               davon überzeugt sein können, dass der Staat an diese »natürlichen« Rechte gebunden
               sei, wo sich der Staat doch als der schlimmste Feind dieser Rechte erwiesen hatte?
            

            Vor allem aber irritiert aus heutiger Sicht, warum es überhaupt erst nach 1945 zu jener engen Verknüpfung von Menschenrechten und Menschenwürde kommen konnte,
               die das historische Geschehen retrospektiv als entsprechend inhuman und abscheulich
               erscheinen lässt. Wie ist es zu erklären, dass dieser begriffliche Zusammenhang nicht
               schon vorher »entdeckt« worden war? Hatten die Naturrechtler Pufendorf und Locke oder
               auch schon Pico und später dann Kant diesen Zusammenhang ganz einfach übersehen? Oder
               anders gefragt: Wie konnte die philosophische Würdediskussion fast 2000 Jahre ganz
               ohne den Bezug auf Menschenrechte auskommen, während die Debatte über Menschenrechte
               immerhin gut 300 Jahre lang ganz ohne den Bezug auf die Menschenwürde geführt worden
               war? Es muss die Erfahrung einer unvergleichbar monströsen Katastrophe gewesen sein,
               von der nicht zuletzt eben auch die Geschichte dieser beiden Begriffskonzepte bis
               in ihre Grundfesten erschüttert worden ist. Der weltweit wahrgenommene Schrecken der
               beiden Weltkriege und der totalitären Verbrechen ist offenbar mehr als nur ein Schock
               über massenhafte Verletzungen einzelner grundlegender Rechtsansprüche gewesen; und zwar ein Erschrecken über maßlose »Verbrechen
               gegen die Menschlichkeit«,[84]  die insofern tiefer als herkömmliche Rechtsverletzungen ansetzen, als sie auf Seiten der Opfer bereits
               die rechtlich Relevanz des Menschseins (»Untermenschen«) oder gar das Menschsein als
               41solches (»Ungeziefer«) negieren – und damit eben zugleich auch jenen universellen
               Achtungsanspruch, der dem Menschen als Menschen zukommen soll und der heute für beide Begriffe konstitutiv zu sein scheint.
            

            Um aber diese zivilisatorische Erschütterung noch ein wenig genauer verstehen zu können,
               muss zunächst noch einmal daran erinnert werden, dass die historischen Menschenrechtserklärungen
               vor 1945 einen ganz anderen normativen Bezugspunkt geltend gemacht haben: Dort stand
               fast immer das politische Grundanliegen »gleicher Freiheit« im Mittelpunkt des anvisierten
               Menschenrechtsschutzes.[85]  Das bedeutet: Die Menschenwürde mag auch schon vor dem Zweiten Weltkrieg ein ethisches
               oder auch moralisches Problem gewesen sein, doch ein spezifisch menschenrechtliches
               Problem war sie bis dahin nicht. Damit liegt die philosophisch klärungsbedürftige,
               aber nur selten einmal ausdrücklich behandelte Frage auf dem Tisch, was genau sich
               um das Jahr 1945 herum in grundbegrifflicher und mithin rechtssystematischer Hinsicht
               verändert hat. Eine für die weitere Untersuchung äußerst aufschlussreiche Erklärung
               dieses Begriffswandels findet sich bei dem Schriftsteller und Philosophen Hermann
               Broch. In einer Reihe wichtiger, aber in der heutigen Menschenrechtsdebatte wenig
               bekannter Essays, die sämtlich um den Zweiten Weltkrieg herum entstanden sind, äußert
               Broch den folgenden Verdacht: Die grundbegriffliche Verschiebung oder Neuausrichtung
               des Menschenrechtsdiskurses in Richtung der Menschenwürde sei das Resultat einer kritischen Neuinterpretation »älterer« Unrechtserfahrungen
               der Sklaverei, die vor dem Hintergrund des totalitären Terrors sehr plötzlich in neuem
               Licht erscheinen.[86] 

            Auch vorher schon sind historische Unrechtserfahrungen der Sklaverei sowie die Kritik
               an deren inhumanen Rechtfertigungen[87]  für den Entstehungs- und Entwicklungsprozess der Menschenrech42te maßgeblich gewesen. Doch mit der Deportation unzähliger Menschen in die nationalsozialistischen
               Arbeits- und Vernichtungslager ist laut Broch die freiheitsberaubende Unterjochung
               des Menschen in eine neue Dimension der Barbarei vorgedrungen. Eine zivilisatorische
               Grenze der Moral sei überschritten worden, und zwar in Richtung einer totalitären
               »Voll-Versklavung«.[88]  Diese totalitäre Unterjochung des Menschen lasse sich aufgrund ihrer Grausamkeit
               nicht länger bloß als eine neue Form der »Unfreiheit« interpretieren. Vielmehr verschmelzen
               laut Broch in diesem historisch reinterpretierten Bild der Sklaverei ältere und somit
               bereits bekannte Freiheitsmotive mit vergleichsweise »neuen« menschenrechtlichen Würdeansprüchen,
               und zwar zu dem komplexeren Verbrechensbild einer totalen Entmenschlichung. Der normative
               Kerngedanke dieser dezidiert würdetheoretischen Neuinterpretation der Sklaverei besagt,
               dass ein derart vollständig versklavter Mensch, der unentwegt damit rechnen muss,
               wie ein Stück Vieh abtransportiert und der Vernichtung preisgegeben zu werden, unfrei
               und entwürdigt zugleich ist.[89]  Die Internierten der Konzentrationslager durchleiden das eigene Schicksal nicht bloß
               als eine fundamentale Freiheitsberaubung, sondern auch als eine beständige Todesdrohung –
               und damit als eine fundamental inhumane Form von Ohnmacht, Kontrollverlust, Erniedrigung
               und Demütigung.[90] 

            Somit hat allererst die historische massenhafte Erfahrung totalitärer Versklavung
               retrospektiv deutlich werden lassen, dass ebendiese beiden Aspekte der Sklaverei –
               Unfreiheit und Entwürdigung – nicht nur begrifflich auseinandergehalten werden können,
               sondern auch verschiedene Steigerungsformen der Sklaverei ergeben. Im Lichte bereits verfügbarer menschenrechtlicher Argumente
               gegen das freiheitsberaubende Unrecht der Sklaverei stellt die totalitäre Unmenschlichkeit
               damit keine vollends neue historische Erfahrung dar, wohl aber eine Erfahrung von
               veränderter Quantität und Qualität. Ihre Verwerflichkeit beruht auf der zusätzlichen,
               nunmehr die Würde betreffenden Einsicht, dass der Mensch 43»niemals nur als Mittel« behandelt werden dürfe.[91]  Das totalitäre Vernichtungslager wird zum monströsen Kulminationspunkt einer sich
               bis in die Moderne fortsetzenden und zugleich eben auch verschärfenden Totalversklavung,
               die umso inhumaner erscheint, je stärker es dabei zu einer völligen Entmenschlichung
               und Entwürdigung der Opfer kommt. Auf diesem entsetzlichen Weg addieren sich zu ebenjenen menschenrechtlichen Grundansprüchen, die auch vorher schon zur
               Verteidigung der menschlichen Freiheit angeführt werden konnten, solche Forderungen,
               die »tiefer« ansetzen: Sie sollen verhindern, dass der Mensch nicht nur seiner Freiheit,
               sondern zudem auch seiner Würde beraubt wird – etwa dadurch, dass man ihn als »Untermenschen«
               oder gar wie »Ungeziefer« behandelt und »ausmerzt«.[92] 

            Mit diesem barbarischen Unrecht wird die zutiefst erschütterte Nachkriegswelt, die
               unmittelbar nach Ende des Krieges im Rahmen der Vereinten Nationen schon wieder näher
               zusammenrückt, an den fundamentalen Wert der Menschenwürde und deren ebenso fundamentale
               Verletzbarkeit erinnert. Deutlich wird dabei zugleich, dass die emphatisch vorgetragene
               Gewissheit, der Mensch besitze eine angeborene Würde, offenbar nicht schon deren faktische
               Anerkennung oder gar deren effektiven Schutz durch nationale sowie völkerrechtliche
               Garantien nach sich zieht. Im Gegenteil: Die Würde des Menschen ist ein fragiles Gut,
               das durch nationales und internationales Recht in Obhut genommen werden muss, gerade
               weil man als Mensch der jeweils eigenen Würde auch beraubt werden kann. Nach Art einer
               höchst schreckenerregenden Initialzündung lässt die monströse Gewalt des 20.Jahrhunderts zwei vormals getrennt geführte Diskurse so aufeinander zulaufen, dass
               sich mit dem fortan ineinander verschränkten Menschenwürde- und Menschenrechtsdenken
               ein fundamentaler Wertewandel Bahn bricht, der sich auf erschütternde Weise der Großkatastrophe
               selbst verdankt: Die Realisierung menschenwürdigen Lebens, und 44zwar weltweit und für alle Menschen gleichermaßen, ist von rechtlichen Garantien subjektiver
               Schutz-, Teilhabe- und Hilfsansprüche abhängig, die nicht nur auf jeweils nationaler,
               sondern auch auf völkerrechtlicher Ebene festgeschrieben werden müssen. Erst nach
               1945, so die sich daraus ergebende These, sind Menschenrechte und Menschenwürde zwei
               Seiten derselben Medaille.[93] 

         

         
            
               4. Lernen aus den Katastrophen des 20.Jahrhunderts?
               

            

            Wie zuletzt gezeigt wurde, ist die weltpolitische und rechtshistorische Entwicklung
               nach 1945 von einer schmerzhaften Lernerfahrung verursacht, die gerade nicht als bloße
               Fortsetzung früherer oder gar linearer Lernprozesse verstanden werden kann.[94]  Erst im Zuge der unvorhergesehenen Großkatastrophe fließen die vormals weitgehend
               getrennt voneinander verlaufenden Debatten über Menschenrechte und Menschenwürde so
               zusammen, dass von nun an der Schutz der Menschenwürde als ein universelles, subjektives
               Völkerrechtsgut in den Blick gerät. Erst nach dem Zweiten Weltkrieg wird die Menschenwürde
               zu einem genuinen »Rechtsbegriff«, und zugleich erhalten die Menschenrechte mit dieser
               Würde einen sie fortan inhaltlich einigenden Bezugspunkt. Diese doppelt revolutionäre
               Neuerung besagt zugleich: Der jeweils einzelne Mensch wird in den Rang eines Völkerrechtssubjekts
               sui generis gehoben, um möglichst allen Menschen weltweit ein mindestens menschenwürdiges Leben
               zu ermöglichen.[95]  Diese post-totalitäre Rechtsentwicklung hat es mit einem eruptiv und gewaltsam gewachsenen
               Zusammenhang von Würde und Rechten zu tun, der sich nicht nur in den einschlägigen
               UN-Menschenrechtsabkommen der Folgezeit, sondern etwa auch im deutschen Grundgesetz niederschlägt. Die 45These von einer historischen Zäsur will deshalb keinen völligen Neuanfang oder gar
               eine begriffliche creatio ex nihilo suggerieren. Nicht die Ideen der Menschenrechte und der Menschenwürde sind neu, sondern deren systematische Verknüpfung.
               Zwar wird das nunmehr kombinierte Verständnis von Menschenrechten und Menschenwürde
               inhaltlich stets auch an ältere Aspekte ihrer Ideengeschichte anschließen können.
               Doch indem diese älteren Diskurse nunmehr vor einem historisch veränderten Erfahrungshorizont
               interpretiert werden, verwandeln auch sie sich grundlegend; ein geschichtlich transformiertes
               und mithin kombiniertes Normenverständnis entsteht, das zuvor so noch gar nicht abzusehen
               war.
            

            Der gemeinte Wandel vollzieht sich folglich dadurch, dass Erfahrungen von Gewalt und
               Unmenschlichkeit zu inhaltlichen Neuinterpretationen der jeweils bereits zuvor vorhandenen
               Begriffskonzepte führen. Aus methodischer Sicht ist damit eine recht allgemeine moral-
               und rechtspädagogische These berührt, die ex negativo ansetzt und aus destruktiven Verletzungserfahrungen konstruktive Schlüsse ziehen
               will: Erst wenn dem Menschen wichtige moralische oder auch rechtliche Grundgüter genommen
               werden, erfährt er am eigenen Leibe, was genau ihm plötzlich fehlt.[96]  Am Beispiel der Verknüpfung von Menschenwürde und Menschenrechten zeigt sich deshalb
               exemplarisch, was auch für viele andere, weniger »dramatische« Normsetzungen gilt:
               Antworten auf die Frage, welche inhaltlichen Normen es sind, von denen sich eine Moral-
               oder Rechtsgemeinschaft leiten lassen will, sind immer auch davon abhängig, welche
               prägenden Erfahrungen diese Gemeinschaften kollektiv sammeln. Demnach haftet derart
               kollektiven Normsetzungen stets ein Moment historischer Kontingenz an: Abweichende
               Erfahrungen können zu sehr unterschiedlichen Normprioritäten führen, und neue Erfahrungen
               können alte Normsetzungen in den Hintergrund treten lassen.[97] 

            Dies führt zunächst zu einer recht allgemein gehaltenen Einsicht 46in Bezug auf die historische und ideengeschichtliche Verschmelzung der Menschenrechtsdebatte
               mit dem Menschenwürdediskurs: Ein historisch aktualisiertes oder »richtig« verstandenes
               Konzept der Menschenwürde muss auf den Menschenrechten aufbauen. Und zugleich gilt
               umgekehrt: Eine »richtig« verstandene, zeitgemäße Theorie der Menschenrechte muss
               in der Menschenwürde verankert werden. Diese Behauptung eines historisch gewachsenen
               Zusammenhangs beider Begriffskonzepte kombiniert unterschiedliche Teilaspekte jener
               Ideen, von denen die folgenden bislang als besonders bedeutsam herausgestellt wurden:
               die »Universalität« und »Gleichheit«, die mit beiden Begriffen assoziiert werden,
               aber auch die »Versehrbarkeit« und »Fragilität« des Menschen, die in beiden Begriffen
               anklingen, sowie die sich daraus sowohl auf nationaler als auch auf völkerrechtlicher
               Ebene ergebenden Schutz-, Teilhabe- und Hilfsansprüche. Damit ist ein dezidiert post-totalitäres
               Verständnis beider Ideen skizziert, das den veränderten historischen Umständen nach
               1945 Rechnung trägt. Wer heute noch immer an ältere Konzepte von Menschenrechten und
               Menschenwürde anknüpfen will – was selbstredend möglich ist –, verfährt dabei notwendig
               so, als habe es den durch die historische Zäsur bewirkten Begriffswandel nicht gegeben.
               Doch betrachten wir diese beiden tiefgreifend transformierten Begriffskonzepte und
               die mit ihnen verknüpften Lernfortschritte abschließend noch etwas genauer – und beginnen
               wir mit der Menschenwürde.[98] 

            Der skizzierte historische Neuanfang lässt erkennen, dass die Menschenwürde fortan
               nicht einfach nur zu einer rechtlichen Norm neben anderen wird, sondern sogleich den Rang der »höchsten« oder
               gar einer »absoluten« Fundamentalnorm zugewiesen bekommt. Die Menschenwürde wird von
               nun an als »unantastbar« und damit auch als rechtlich abwägungsresistent behandelt.[99]  Die Gründer der Vereinten Nationen ebenso wie die deutschen Ver47fassungsmütter und -väter haben eine als unwiderruflich zu verstehende Grundsatzentscheidung
               getroffen, als sie die Würde des Menschen derart prominent platzierten. Was auch immer
               einzelne Regierungen ihren Bürgerinnen und Bürgern zukünftig noch würden antun dürfen,
               eines jedenfalls sollte ihnen für immer strikt verboten sein: die Würde des Menschen
               zu missachten. Allerdings ergibt sich aus dem empirischen Umstand, dass es sich um
               eine rechtliche und mithin politische Setzung handelt, zugleich auch die Einsicht,
               dass seinerzeit auch andere Normsetzungen möglich gewesen wären. Es mag nach 1945
               eine kluge und historisch dringliche Entscheidung gewesen sein, die Menschenwürde
               in den Fokus der Grund- und Menschenrechte zu rücken, aber man hätte diese Entscheidung
               faktisch auch anders treffen können, indem man etwa weiterhin auf die »klassischen«
               Bezugspunkte der Freiheit und Gleichheit gesetzt hätte. Aber die Schrecken der beiden
               Weltkriege, die Verbrechen der Nationalsozialisten und die industriell betriebene
               Massenvernichtung wurden fortan so interpretiert, dass die mit ihnen verknüpften Verbrechen
               nicht einfach als »herkömmliche« Erfahrungen von Unfreiheit und Ungleichheit gelten
               konnten. Was fundamental in Frage gestellt worden war, war nichts Geringeres als das
               basale Minimum einer humanen Existenz – frei von Knechtschaft, Erniedrigung, Verachtung,
               Demütigung, Entmenschlichung oder gar roher Vernichtung.
            

            Daraus ergibt sich mit Blick auf den konkreten Bedeutungsgehalt des Würdebegriffs
               eine notwendige, wenn auch philosophisch und rechtlich umstrittene Konsequenz: Nach
               1945 kann die Würde des Menschen nicht länger als eine – bereits im Prinzip – unverlierbare
               und unveräußerliche »Mitgift« interpretiert werden, so als sei ihr Besitz »angeboren«
               und damit dem Menschen unwiderruflich qua Menschsein eingeschrieben. Die historische
               Evidenz fundamentaler Verletzungen oder gar der völligen Vernichtung der Menschenwürde
               muss vielmehr dazu führen, den Würdebegriff fortan so zu verstehen, dass er für ein
               humanes Leben steht, das es erst noch zu verwirklichen, zu bewahren, zu verteidigen
               und auch zu schützen gilt.[100]  Jeder Mensch, so darf man unterstellen, will ein 48Leben »in« Würde führen. Und jeder Mensch wird in den jeweils empirisch gegebenen
               Verhältnissen, in denen er sein Leben zu führen versucht, oft nur bedingt als ein
               gleichwertiger Mensch geachtet oder aber »erniedrigt«, »geknechtet«, »herabgewürdigt«
               und damit von einem menschenwürdigen Leben abgehalten. Es ist dieser Umstand einer
               zutiefst verletzungsanfälligen, zerbrechlichen und damit sehr wohl »antastbaren« Menschenwürde,
               der ihren staatlichen und auch überstaatlichen Schutz notwendig werden lässt. Daher
               liegt es nahe, den menschenrechtlichen Würdebegriff so zu verstehen, dass er für ein
               gefährdetes »Potenzial«[101]  steht; für ein spezifisch humanes Potenzial, das offenkundig nicht schon jeder Mensch
               in gleichem Maße auch realisieren kann oder darf; für eine existenzielle Möglichkeit zu einem Leben frei von Missachtung,
               Demütigung und Erniedrigung, das auf rechtlichen Schutz, auf Möglichkeiten der politischen,
               sozialen, wirtschaftlichen oder auch kulturellen Teilhabe und damit auf insgesamt
               günstige und nicht selten dann auch aktiv unterstützende Lebensumstände angewiesen
               ist.
            

            Es sind ebendiese fundamentalen Ansprüche auf Schutz, Teilhabe und Hilfe, die man
               als Mensch mit Blick auf das jeweils eigene Leben in Würde hat, für die heute die
               Idee unverlierbarer Menschenrechte steht. Die Menschenrechte wollen im Einzelnen konkretisieren, welche rechtlich festzuschreibenden Garantien für die Verwirklichung
               der Menschenwürde notwendig wären.[102]  Oder anders: Es geht ihnen – sowohl national als auch auf internationaler Ebene –
               um die Gewährleistung typisch menschlicher Fundamentalinteressen, deren Realisierung
               zu einem menschenwürdigen Leben notwendig wäre. In dieser Hinsicht haben die seit
               1945 global widerhallenden Unrechts- und Gewalterfahrungen zu einem tiefgreifend veränderten
               Verständnis des Inhalts der Menschenrechte geführt: Ihnen geht es seither darum, allen Menschen weltweit
               ein mindestens menschenwürdiges Leben zu ermöglichen. Zugleich kommt es damit zu einer
               »Entgrenzung« des politischen und rechtlichen Anwendungskontextes der Menschenrechtsidee:
               Zwar hatte 49man, wie oben bereits gezeigt, auch schon im 18.Jahrhundert ausdrücklich von »Menschenrechten« gesprochen, doch blieb deren Besitz
               – bei aller revolutionären und humanistischen Emphase – am Ende eben doch auf den
               vergleichsweise überschaubaren Personenkreis vollwertiger Staatsbürger derselben Nation
               beschränkt. Erst mit dem Jahr 1945 und dem weltweit vernommenen Schrecken wird deutlich, dass es sich beim Menschenrechtsschutz um eine
               »universelle« Aufgabe handelt, die nationale Grenzen überschreiten muss: »Jeder hat
               Anspruch auf alle in dieser Erklärung verkündeten Rechte und Freiheiten« heißt es
               dazu in Artikel 2 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte, und zwar »ohne irgendeinen Unterschied, etwa nach Rasse, Hautfarbe, Geschlecht,
               Sprache, Religion, politischer oder sonstiger Anschauung, nationaler oder sozialer
               Herkunft, Vermögen, Geburt oder sonstigem Stand«.
            

            Damit sind in Bezug auf die Menschenrechte gleich zwei wichtige Lernfortschritte erzielt:
               Zum einen ist die Aufmerksamkeit dafür geweckt, dass die Menschenrechte fortan allen
               Menschen weltweit auf die gleiche Weise zukommen müssen. Zum anderen dürfen die Menschenrechte
               von Seiten der Staaten nicht länger nur als national begrenzte Verpflichtungen verstanden
               werden. Selbst demokratische Rechtsstaaten erweisen sich bisweilen als »Schurken«.[103]  Daher sind von nun an auch internationale Garantien erforderlich, soll wahrhaft allen
               Menschen weltweit ein mindestens menschenwürdiges Leben ermöglicht werden. Auch wenn
               heute kaum bestritten werden kann, dass von einer derart globalen Durchsetzung der
               Menschenrechte bislang keine Rede sein kann und dass in dieser Entwicklung bisweilen
               auch empfindliche Rückschläge zu verzeichnen sind, so hat doch die global wahrgenommene
               Bestürzung über Krieg und Totalitarismus erstmals die politische Aussicht auf ein
               »universalisierungsfähiges« Verständnis der Menschenrechte eröffnet; auf ein globales
               Rechtsverständnis in the making, das auf vernünftigen, allgemein zustimmungsfähigen Auffassungen davon beruht, was
               der Staat und die in seinem Namen Herrschenden »dem« Menschen und dessen Würde nicht
               länger werden antun dürfen.[104]  Selbstredend können Staaten auch heute noch darauf 50verzichten, diesen egalitären Normsetzungen zu folgen. Sie mögen ihre Rechtssysteme
               stattdessen auf nationale »Sonderwege«, völkische Blut-und-Boden-Ideologien, heilige
               Schriften, biologistisch verstandene Geschlechterdifferenzen, ständische Ungleichheiten
               oder protektionistische Wirtschaftsinteressen gründen wollen. Genau dann aber »stehen«
               die betreffenden Staaten und Rechtssysteme entweder noch nicht oder nicht länger auf
               dem Boden universell und egalitär verstandener Menschenrechte.
            

            Daraus resultiert eine »neue« wechselseitige Abhängigkeit von Menschenrechten und
               Menschenwürde: Jedes Rechtssystem, das ausdrücklich die Entscheidung trifft, Menschenrechte
               zu garantieren, wird diese Rechte insofern als »unverlierbar« deklarieren müssen,
               als man sie zwar faktisch verlieren kann, indem sie einem staatlicherseits aberkannt
               werden. Aber falls man sie verlieren würde, wäre man dadurch eben zugleich auch der
               Gefahr ausgesetzt, die eigene Menschenwürde zu verlieren. Umgekehrt gilt: Jedes Rechtssystem,
               dass ausdrücklich die Entscheidung trifft, die Menschenwürde zu schützen, wird diese
               Würde insofern für »unantastbar« erklären müssen, als man sie zwar faktisch antasten
               kann. Aber der Staat kann sie nicht antasten, ohne dadurch zugleich auch auf gravierende
               Weise einzelne Menschenrechte zu verletzen. Aus dieser doppelten Überzeugung ergibt
               sich zugleich auch ein wichtiger Einblick in den rechtsarchitektonischen »Sinn« jener
               Rechtsregime, die sich nach 1945 ergeben haben: Die Mütter und Väter des deutschen
               Grundgesetzes, aber auch die Gründerinnen und Gründer der Vereinten Nationen haben aus dem weltweiten
               Erschrecken vor kriegerischer und totalitärer Gewalt die Konsequenz gezogen, dass
               die betreffenden Rechtssysteme als Ganze von Verletzungen der Menschenrechte und der Menschenwürde unterminiert werden. Ein
               Rechtssystem, das auf dem schmerzvollen Andenken an das beruht, was sich möglichst
               niemals wiederholen darf, wird insgesamt Schaden nehmen, wenn das Geschehene sich
               eben doch wiederholt – und sei es auch nur ansatzweise.[105]  Deshalb muss der Schutz 51der Menschenwürde durch die Menschenrechte ein absolutes Gebot sein und bleiben. Ein Staat, der diesem Gebot zuwiderhandelt, hat eine wichtige
               historische Lektion versäumt: Die post-totalitäre Lehre, für die das Jahr 1945 steht,
               ist nicht zuletzt ein Rechtszusammenhang, und zwar das historisch eruptiv verschmolzene
               Amalgam aus Würde und Rechten.
            

            

            Die insgesamt 15 Paragrafen des vorliegenden Buches sollen die historischen und ideengeschichtlichen
               Thesen aus dieser Einleitung Schritt für Schritt plausibel erscheinen lassen, in dem
               sie deren systematische Voraussetzungen und Konsequenzen freilegen. Nicht zuletzt ist mit diesem Vorgehen
               die rechtsphilosophische Hoffnung verbunden, dass sich so am Ende auch die in der
               gegenwärtigen Menschenrechtsdebatte oft mahnend beschworene Differenz zwischen »Genesis
               und Geltung«[106]  aufweichen lässt. Gemeint ist die idealistisch anmutende Überzeugung, dass sich die
               universelle Überzeugungskraft der sich auf die Menschenwürde berufenden Menschenrechte
               völlig unabhängig von deren historischen Erfahrungskontexten erweisen und so möglichst
               auch »relativistischen« Kritikerinnen und Kritikern gegenüber nachweisen lasse. Diese
               Hoffnung auf eine philosophische »Letztbegründung« wird sich als unberechtigt und
               auch als unproduktiv erweisen. Die nun folgenden Analysen verstehen sich stattdessen
               als Aufdeckung systematisch alternativloser Implikationen einer historisch und politisch
               revolutionären Idee, die empirisch keineswegs alternativlos ist.[107]  Der Zusammenhang von Menschenrechten und Menschenwürde, so wurde in dieser Einleitung
               gezeigt, ist das Resultat einer Geschichte massiver Unrechtserfahrungen. Und aus genau
               dieser Einsicht ergibt sich für die weitere Untersuchung ein philosophisch eher bescheidener
               Anspruch: Nur dann, wenn man bereits auf dem Standpunkt des historisch gewachsenen Zusammenhangs von Menschenrechten
               und Menschenwürde steht, mag man die in diesem Buch vorgelegte Theorie plausibel finden.
            

            Die Paragrafen des ersten Hauptabschnitts zielen auf elementare 52Begriffsbestimmungen: Was genau meint der Terminus »Menschenrechte«? Handelt es sich dabei um ein moralisches,
               um ein juridisches oder aber um ein genuin politisches Konzept? Welche Rolle spielt
               die Idee der »Gleichheit« im modernen Menschenrechtsdenken? Wo beginnen und wo enden
               die Grenzen des Adressatenkreises jener, die als vollwertige Rechtssubjekte zu gelten
               haben? Und welche normativen Teilansprüche ergeben sich insgesamt aus der Behauptung,
               dass die Menschenrechte »universelle« Geltung fordern? Der zweite Hauptabschnitt ist
               mit politischen Funktionsbestimmungen befasst: Wozu »brauchen« wir die Menschenrechte? Welche herrschaftskritische Rolle
               kommt ihnen im Rahmen der Legitimierung, aber auch der Infragestellung politischer
               Herrschaft zu? An wen konkret sind die korrespondierenden Pflichten adressiert? Und
               wie ist das politische Zusammenspiel aus nationalen und internationalen Schutzregimen
               zu konzipieren? Die Paragrafen des dritten Hauptabschnitts schließlich zielen auf
               konkrete Inhaltsbestimmungen: Welche Menschenrechte im Einzelnen gibt es? Wie lässt sich eine konkrete Liste dieser
               Rechte generieren? Welche genauere Rolle spielt dabei die Idee des menschenwürdigen
               Lebens? Was überhaupt ist mit dieser Idee in derart inhaltlichen Zusammenhängen gemeint?
               Sind die dem Schutz der Würde dienenden Einzelrechte allesamt gleichgewichtig? Und
               wo liegen die Grenzen einer legitimen Abwägung, falls diese einzelnen Menschenrechte
               miteinander kollidieren?
            

            Bei der Lektüre dieses Buches mag zunächst irritieren, dass die Untersuchung auf den
               in dieser Einleitung historisch rekonstruierten Zusammenhang von Menschenrechten und
               Menschenwürde ausführlicher erst wieder im dritten Hauptabschnitt zurückkommen wird.
               Tatsächlich wird die konzeptionell zentrale These des Buches lauten: Die Philosophie
               der Menschenrechte benötigt den Begriff der Menschenwürde nicht schon auf der Ebene
               elementarer Begriffsbestimmungen (Hauptabschnitt 1) und auch nicht auf der Ebene politischer
               Funktionsbestimmungen (Hauptabschnitt 2). Damit wird sich die heute sehr verbreitete
               These, dass die Menschenwürde das begründungstheoretische »Fundament« der Menschenrechte
               sei, im Laufe dieses Buches als missverständlich, ja als falsch erweisen. Nicht zuletzt
               wird die Untersuchung damit dem Umstand gerecht, dass es auch schon vor 1945 ernst
               zu nehmende Konzepte der Menschenrechte gegeben hat, die ganz ohne den 53Bezug auf die Menschenwürde ausgekommen sind. Die zentrale Differenz zu früheren Menschenrechtsansätzen
               ist eine andere: Erst nach dem Zweiten Weltkrieg wird die Menschenwürde zur inhaltlichen Hinsicht der Menschenrechte (Hauptabschnitt 3). Wir benötigen ein genaueres Verständnis
               der Menschenwürde, damit deutlich werden kann, um was genau es den jeweils einzelnen
               Menschenrechten heute geht, nämlich um die Realisierung eines mindestens menschenwürdigen Lebens für alle
               Menschen weltweit. Deshalb wird die Menschenwürde nicht länger als das apriori bereits
               vorgegebene Begründungsfundament der Menschenrechte zu verstehen sein, sondern als
               deren inhaltliches »Worumwillen«.[108] 
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